Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1905 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Altsparergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Altsparergesetz vom 14, Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 495) in der Fassung des 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 12. Juli 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 403) wird wie folgt geändert: 

1. § 14 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Antrag nach Absatz 3 kann nur 
bis zu dem Zeitpunkt gestellt werden, wel- 
dier für die einzelnen Gruppen von Spar- 
anlagen durch Rechtsverordnung bestimmt 
wird. Nach diesem Zeitpunkt kann der 
Antrag nicht mehr gestellt werden, es sei 
denn, daß die rechtzeitige Stellung des 
Antrags nachweisbar ohne Verschulden 
unterblieben ist und unverzüglich nach- 
geholt wird.“ 


Bonn, den 1. Dezember 1955 


2. An § 27 Abs. 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Der Antrag auf Entschädigung (§ 14 
Abs. 3) kann bei Entschädigungsansprüdhen, 
deren Bearbeitung der in Berlin (West) be- 
legenen Niederlassung eines Geldinstituts 
obliegt, vom 1. April 1956 ab gestellt 
werden.“ 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch in Berlin (West). 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Kunze (Bethel) und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. Mocker und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Begründung 


Zu Art. 1 Nr. 1 

Nach § 14 Abs. 4 des Altsparergesetzes In der 
geltenden Fassung kann der Antrag auf Ent- 
schädigung innerhalb eines Jahres nach dem 
Zeitpunkt gestellt werden, welcher durch 
Rechtsverordnung bestimmt wird. Durdi § 5 
der 2. ASpG-DV vom 9. Juli 1954 ist die 
Frist zur Antragstellung bei Spareinlagen und 
Bausparguthaben am 1. Juli 1954, bei Post- 
spareinlagen, Lebensversidierungsansprüchen 
und Privathypotheken am 1. Oktober 1954, 
bei Wertpapieren am 1. Januar 1955 eröffnet 
worden. Die beiden erstgenannten Fristen 
sind daher bereits abgelaufen, die letzt- 
genannte Frist läuft demnächst ab. Es hat sidi 
gezeigt, daß diese Fristen nicht ausreichend 
waren. Zahlreiche der weniger geschäfts- 
gewandten Altsparer haben trotz wiederhol- 
ter Flinweise in Presse und Rundfunk die 
Fristen versäumt. In besonders großem Um- 
fang Ist dies bei den Ansprüchen aus Privat- 
hypotheken der Fall gewesen. Außerdem 
konnten bei zahlreichen Instituten audi die 
Amtsverfahren (§ 14 Abs. 2 ASpG) noch 
nicht abgeschlossen werden. Es müßten aber 
verfahrensmäßige Schwierigkeiten entstehen, 
v/enn die Antragsfrist geschlossen wird, ehe 
die Amtsverfahren zumindest in der über- 


wiegenden Mehrzahl abgewickelt sind. Eine 
Fristverlängerung ist daher notwendig. Es 
empfiehlt sich eine Fristverlängerung bis auf 
weiteres derart, daß zu gegebener Zeit der 
Endtermin durch Rechtsverordnung fest- 
gelegt wird. 

Zu Art. 1 Nr. 2 

Bezüglich der Entschädigungsansprüche, die 
von Geldinstituten In Berlin (West) zu be- 
arbeiten sind, ist bisher die Antragsfrist durch 
Reditsverordnung noch nicht eröffnet wor- 
den (vgl. § 5 Abs. 2 der 2. ASpG-DV), weil 
wegen der Verzögerung der Durchführung 
des Umstellungsergänzungsgesetzes und der 
Wertpapierbereinigung in Berlin (West) hier 
teilweise die Voraussetzungen für eine ord- 
nungsmäßige Durchführung des Altsparer- 
gesetzes noch nicht vorllegen. Aus der Neu- 
fassung des § 14 Abs. 4 ASpG ergäbe sich 
ohne weiteres eine Eröffnung der Antrags- 
frist auch In Berlin (West). Um den Geld- 
instituten in Berlin (West) noch eine an- 
gemessene Frist zur Durchführung der er- 
wähnten Vorarbeiten zu geben, ist es erfor- 
derlich, hier die Eröffnung der Antragsfrist 
bis zum 1. April 1956 hinauszuschieben. 
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